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Antrag 121/II/2018

Beschluss
Annahme in der Fassung der AK

Sofortmaßnahmen für eine Verbesserung der vollstationären Pflege in Pflegeeinrichtungen

1. Da nach allen Experten über die nächsten mindestens fünf Jahre nicht ausreichend Fachpersonal zur Verfügung steht,

müssen die neuen Stellen übergangsweise auch mit nichtqualifiziertem Personal besetzt werden können, das für ein-

fache pflegerische Leistungen (Spaziergänge mit und ohne Rollstuhl im Freien, Vorlesen von Post, Zeitung, kurzen Er-

zählungen und Gedichten, Hilfe bei Handarbeiten, andere Beschäftigungsangebote) eingesetzt wird. Die angekündig-

te Erhöhung der Ausbildungsplätze ist sinnvoll, aber die Seniorinnen und Senioren, die derzeit in Pflegeheimen leben,

können darauf nicht warten. Viele werden eine bessere Betreuung durch ausgebildete Pflegekräfte nicht mehr erleben.

Deshalb bedarf es sofortiger Verbesserung. Hierbei sind prekäre Beschäftigungsverhältnisse auszuschließen. Allen über-

gangsweise eingesetzten und nicht ausgebildeten Pflegekräften ist eine Qualifizierung und Ausbildung während ihrer

Tätigkeit zu ermöglichen.

2. Für die Aufnahmeeiner übergangsweisenTätigkeit und/oder begleitendenAusbildung sind zusätzlicheAnreize zu schaf-

fen. So sollten junge Leute, die ein freiwilliges soziales Jahr in der Pflege ableisten, angemessen bei der Vergabe von

Studienplätze berücksichtigt werden. Bei der Vergabe von Studienplätzen in Numerus-Clausus-Fächern hat eine Pflege-

Tätigkeit Berücksichtigung zu finden. Ebenso kann Berlin eigene Anreize z.B. durch kostenlose Nutzung von U-Bahn, Bus

und S-Bahn oder Hilfen bei derWohnungssuche durch städtischeWohnungsbaugesellschaften für diesen Personenkreis

schaffen.

3. Der Senat von Berlin wird zur bundesweiten Finanzierung der 10%igen Erhöhung der Zahl der Pflegekräfte in vollstatio-

nären Pflegeeinrichtungen aufgefordert, eine Bundesratsinitiative zu ergreifen, um den Beitrag zur Pflegeversicherung

ab 1.1.2019 um 0,50 Prozent des beitragspflichtigen Einkommens von bisher 2,55 Prozent auf 3,05 Prozent bzw. von 2,80

Prozent auf 3,30 Prozent bei Kinderlosen zu erhöhen. Die Beitragserhöhung ist entgegen den Vorschlägen des Deutschen

Pflegerats (übergangsweise steuerfinanziert) von Anfang an bei Arbeitnehmern hälftig durch die Arbeitgeber und durch

die Arbeitnehmer und bei anderen durch diese aufzubringen.
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